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Textteil 
zum Bebauungsplan 

"Schönrain“ 
Gemeinde Breitingen 

 
 
 
Es gelten: 
 
• Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert am 
  22.12.2025 (BGBl. I Nr. 348) 
• Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) zuletzt  
 geändert durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. I S. 176) 
• Planzeichenverordnung (PlanzV) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert 
      am 12.08.2025 (BGBl. I S. 189)   
       
In Ergänzung der Planzeichen und gemäß § 9 BauGB i.V. mit der BauNVO wird in dem 
schwarz umrandeten Gebiet festgesetzt: 
 
I. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB i. V. m. BauNVO) 
 
1. Art der baulichen Nutzung  

 
MI  Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 
 

2. Maß der baulichen Nutzung  
      (§§ 16-21 a BauNVO)   

 
   max. Vollgeschosse  GRZ  GFZ 

MI    -   0,6  1,2 
 

           
3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22, 23 BauNVO) 
Es wird die offene Bauweise festgesetzt. Zulässig sind Einzel-, Doppel- und 
Mehrfamilienhäuser. 

 
4. Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)  

Garagen, Carports und überdachte Stellplätze sind nur auf den überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 
 
Es ist mindestens ein Stellplatz je Wohneinheit nachzuweisen. Tiefgaragen sind zulässig. 
 

5. Höhenlage (§ 9 Abs. 3 BauGB)   
Die Erdgeschossrohfußbodenhöhe (Roh-EFH) darf max. 30 cm über der 
höchstgelegenen an das Grundstück angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche liegen.  
 

6. Nebenanlagen (§ 23 Abs. 5 BauNVO) 
Nebenanlagen sind, soweit es sich um Gebäude handelt, gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO 
nur in der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
 

7. Herstellung der Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 
Betonsockel für Rabatte sind vom jeweiligen Eigentümer zu dulden. 

 
9 Pflanzgebot (pfg) (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 
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Die Pflanzgebote werden im weiteren Verfahren festgelegt. Es sind folgende 
Pflanzgebote geplant: 

- Eingrünung entlang der K 7304 („Neenstetter Straße“) sowie der Straße „Schönrain“ 
- Begrünung von Flachdächern 

 
10. Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen.  
 
II. Örtliche Bauvorschriften (§ 74 LBO) 

Es gilt die Landesbauordnung (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (Ges. BI. S.357),        
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.03.2025 (GBl. 2025 Nr. 25). 
 

1. Gebäudehöhen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 
Die maximal zulässige Firsthöhe beträgt 9,50 m. 
 

2. Dachform (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 
Zulässig sind Sattel-, Walm-, Pult- und Flachdächer. Flachdächer sind extensiv zu 
begrünen. 
 

3. Dachaufbauten (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 
Bei Satteldächern sind Dachaufbauten bis zu einer max. Traufhöhe von 1,40 m und einer 
max. Firsthöhe von 2,40m bei einem Abstand von mindestens 2,50 m zu den 
Giebelseiten zulässig. 
Der Dachaufbau muss einen Abstand von mindestens 1,30 m zur Traufe des 
Hauptgebäudes erhalten. 

 
4. Dacheindeckung / Fassadengestaltung (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

Dachdeckungen müssen in einem roten bis braunen, grauen oder anthrazitfarbenen Ton 
ausgeführt werden. Reflektierende und grellfarbige Materialien sowie 
Metalleindeckungen sind nicht zulässig. Fassadenverkleidungen aus Metall werden 
ausgeschlossen. 
 

5. Aufschüttungen und Abgrabungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 
Diese sind bis zu einer Höhe von jeweils 1 m gegenüber dem bestehenden Gelände 
zulässig. 
Hierbei ist zu beachten, dass das anfallende Niederschlagswasser aus dem Grundstück 
nicht auf das Nachbargrundstück geleitet wird. 
 

6. Stützmauern (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 
Stützmauern sind bis zu einer Höhe von 1 m zulässig. 
Sie sind zu begrünen (z.B. heimische Hecken, Rankgewächse, Hängepflanzen usw.)  
und müssen zu öffentlichen Flächen einen Abstand von mindestens 0,8 m einhalten.  
 

7. Einfriedigungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 
Entlang der öffentlichen Flächen müssen Einfriedigungen mindestens einen Abstand von 
0,8 m aufweisen und sie dürfen hier max. 1 m hoch sein. Geschlossene künstliche 
Einfriedigungen sind hier nicht zulässig.  Als Einfriedigung gelten auch durchgehende 
Hecken. 
 

8. Entwässerung (§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 
Das Dachflächenwasser der Gebäude ist auf den Grundstücken breitflächig oder in 
Mulden über die belebte Bodenzone zu versickern. Eine unterirdische Versickerung und 
der Anschluss an den Mischwasserkanal sind nicht zulässig. 
 

9. Befestigte Flächen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 
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PKW-Stellplätze, Garagenvorplätze, Zufahrten und Wege sind mit wasserdurchlässigen 
Belägen zu befestigen (z.B. Rasengittersteine, Schotterrasen, Pflaster mit aufgeweiteten 
Fugen). 
 

III. HINWEISE: 
 
1. Grundwasserschutz 

Das Plangebiet liegt in der weiteren Schutzzone (Zone III) des Wasserschutzgebiets 
Donauried-Hürbe. Die Vorgaben der Rechtsverordnung des Regierungspräsidiums 
Tübingen zum Schutz des Grundwassers im Einzugsgebiet der Grundwasserfassungen 
des Zweckverbandes Landeswasserversorgung im Donauried und im Hürbetal vom 16. 
April 2015 sind zu beachten. 
Erdwärmesonden bedürfen einer Einzelfallprüfung und wasserrechtlicher Erlaubnis. 
Erdwärmekollektoren müssen der unteren Wasserbehörde grundsätzlich einen Monat vor 
Baubeginn angezeigt werden und sind nur zulässig, wenn über dem Grundwasserleiter 
eine ausreichend mächtige und dichte Deckschicht verbleibt oder hergestellt wird oder 
ausschließlich nicht wassergefährdende Arbeitsmittel eingesetzt werden. Auskünfte erteilt 
der Fachdienst Umwelt- und Arbeitsschutz beim Landratsamt Alb-Donau-Kreis in Ulm. 

 
2. Drainagewasser 

 Drainagewasser darf weder an den Schmutz- noch an den Regenwasserkanal  
   angeschlossen werden. Es kann über Schotterpackungen zur Versickerung gebracht    
   werden. 
 

3. Denkmalschutz 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder 
Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer 
Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde 
(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, 
Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des 
vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht 
die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. 
Zuwiderhandlungen werden gem. § 27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei 
der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 
kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber 
schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

 
4. Bodenschutz 

Im Zuge der Baumaßnahmen ist auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit       
   Boden entsprechend den Vorgaben des Bodenschutzgesetzes zu achten. 

 
5. Immissionsschutz 

Wärmepumpen, die außerhalb eines Gebäudes aufgestellt werden, dürfen nicht zu einer 
Überschreitung der Immissionsrichtwerte der TA Lärm für ein allgemeines Wohngebiet 
von tagsüber 55 dB(A) und nachts 40 dB(A) beitragen. Auf den Leitfaden für die 
Verbesserung des Schutzes gegen Lärm, bei stationären Geräten des LAI – Bund / 
Länder – Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz wird verwiesen. 
 

6. Erdwärmesonden 
Erdwärmesonden für den Betrieb von Wärmepumpen für die Gebäudebeheizung sind 
generell beim Landratsamt Alb-Donau-Kreis anzuzeigen. Für den Betrieb der 
Erdwärmesonde ist zudem eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. 
Erdwärmekollektoren ohne Kontakt zum Grundwasser innerhalb eines 
Wasserschutzgebietes sind anzeigepflichtig. Auskünfte erteilt der Fachdienst Umwelt- und 
Arbeitsschutz beim Landratsamt Alb-Donau-Kreis. 

 



 Seite 4 von 4 

7. Abstand zu landwirtschaftlichen Flächen 
Mit Einfriedigungen und Anpflanzungen entlang von landwirtschaftlich genutzten Grund-
stücken sind die Abstandsbestimmungen des Nachbarrechtsgesetzes für Baden-
Württemberg zu beachten. 

 
 
 
Verwaltungsverband Langenau 
 
Breitingen, den 16.04.2026   


	Es gelten:

